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Informationen zur Berufsausbildung zum/zur Tiermedizinischen 
Fachangestellte/n 
minderjährige Auszubildende       12/2024 
_______________________________________________________________________________________________________________________________________                                                                                                                                                                                                                                                       

1. Jugendarbeitsschutzgesetz (JArbSchG) 
 
Jugendlicher im Sinne des Jugendarbeitsschutzgesetzes ist, wer mindestens 15 Jahre alt ist, 
jedoch das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet hat.  
 

Verstöße gegen das Jugendarbeitsschutzgesetz werden verfolgt als Ordnungswidrigkeit 
(Geldbuße bis zu € 15.000) und als Straftaten (Freiheitsstrafen bis zu 6 Monate oder 
Geldstrafe bis zu 180 Tagessätzen). 
 
 

Ärztliche Untersuchung nach JArbSchG (vgl. § 2 Ausbildungsvertrag) 
 

Jugendliche dürfen nur ausgebildet werden, wenn sie innerhalb der letzten 14 Monate  
ärztlich untersucht worden sind und dem Ausbilder/Arbeitgeber eine diesbezügliche 
Bescheinigung (§ 32 JuArbSchG, Erstuntersuchung) vorliegt. 
 

 

Ein Jahr nach Aufnahme der ersten Beschäftigung hat sich der Ausbilder/Arbeitgeber eine 
Bescheinigung eines Arztes über die erste Nachuntersuchung, die nicht länger als 3 Monate 
zurückliegen darf, vorlegen zu lassen (§ 33 JArbSchG), sofern die/der Auszubildende zu diesem 
Zeitpunkt noch minderjährig ist. 
Die Nachuntersuchung muss zwingend nach Ablauf des 9. Monats nach 
Beschäftigungsbeginn stattfinden, damit eventuelle Auswirkungen der Beschäftigung auf die 
Gesundheit und Entwicklung der Jugendlichen festgestellt werden können. Das Gesetz lässt 
hier auch keine Ausnahmen zu. Nach Ablauf von 14 Monaten nach Aufnahme der ersten 
Beschäftigung dürfen Jugendliche nicht weiterbeschäftigt werden, solange sie die 
Bescheinigung nicht vorgelegt haben (gesetzliches Beschäftigungsverbot bis zur 
Vorlage der Bescheinigung) gem. § 33 Abs. 3 JArbSchG.  
 
Bringt die/der Auszubildende die Bescheinigung über die Nachuntersuchung mit Ablauf des 
ersten Jahres nicht bei, hat der Ausbilder/die Ausbilderin die Auszubildende innerhalb eines 
Monats unter Hinweis auf das Beschäftigungsverbot schriftlich aufzufordern, die 
Bescheinigung vorzulegen. Je eine Durchschrift des Aufforderungsschreibens hat der 
Ausbilder dem Personensorgeberechtigten und dem 
Regierungspräsidium/Gewerbeaufsichtsamt zuzusenden. 
 
Die Untersuchung kann bei jedem approbierten Arzt innerhalb Deutschlands stattfinden. Für 
die Nachuntersuchungen ist die ursprüngliche Arztwahl nicht bindend.  
 
Bitte reichen Sie die Bescheinigung schnellstmöglich bei der Geschäftsstelle der LTK BW ein. 
Die Eintragung des Vertrags kann gelöscht werden, wenn die ärztliche Bescheinigung über 
die erste Nachuntersuchung nicht spätestens bis zur Zwischenprüfung bei der 
Landestierärztekammer vorgelegt wird. 
 

Höchstdauer der täglichen Arbeitszeit  

 

Jugendliche dürfen nicht mehr als 8 Stunden täglich beschäftigt werden und dies grundsätzlich 
nur von Montag bis Freitag. 
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Die tägliche Arbeitszeit umfasst die Zeit von Beginn bis Ende der täglichen 
Beschäftigung ohne die Ruhepausen. Die „Schichtzeit" (= tägliche Arbeitszeit unter 
Hinzurechnung der Ruhepausen) darf 10 Stunden nicht überschreiten.  
 
In Ausnahmefällen darf die tägliche Höchstarbeitszeit auf maximal 8,5 Stunden verlängert 
werden, wenn die Jugendliche an einzelnen Werktagen in derselben Woche weniger als 8 
Stunden beschäftigt wird. 
 

Höchstdauer der wöchentlichen Arbeitszeit  

 

Die wöchentliche Arbeitszeit darf 40 Wochenstunden nicht überschreiten. 
 

5-Tage-Woche / Samstags- und Sonntagsruhe / Notdienst/ Nachtruhe 

 

Jugendliche dürfen nur an fünf Tagen in der Woche beschäftigt werden, wobei sie 
grundsätzlich an Samstagen und Sonntagen nicht arbeiten dürfen. 
 
Ausnahme: die Praxis leistet Notdienst im Rahmen eines offiziellen tierärztlichen 
Notdienstrings einer Stadt/eines Landkreises und der Einsatz des jugendlichen 
Auszubildenden ist für Ausbildungszwecke unbedingt erforderlich. Ein regelmäßiger Einsatz 
von Auszubildenden ist nicht zulässig. 

 
Bietet die Praxis darüber hinaus Notdienst an, kann die Auszubildende nicht eingesetzt 
werden. Kein Einsatz auch bei „Notfallsprechstunde" oder im „24-Stunden-Dienst" in 
Tierkliniken.  
 
Eine Beschäftigung in der Zeit zwischen 20.00 Uhr und 6.00 Uhr ist nicht zulässig.  
 
Die 5-Tage-Woche muss durch Freistellung der Jugendlichen an einem anderen 
berufsschulfreien Arbeitstag derselben Woche sichergestellt sein. 
 

Rufbereitschaft, Nachtdienst 
 

Auszubildenden dürfen nur Aufgaben übertragen werden, die dem Ausbildungszweck 
dienen (§ 14 Abs. 2 BBiG). Die Grenze zwischen erlaubt und unerlaubt liegt dort, wo die 
berufsnotwendigen Fertigkeiten bereits hinreichend gegeben sind und der Einsatz bei 
bestimmten Aufgaben dem Mangel entsprechender Arbeitnehmer abhelfen soll.  
Der Einsatz von Auszubildenden in der Rufbereitschaft oder im Nachtdienst (unabhängig vom 
Alter der Auszubildenden) ist somit nur in dem Umfang zulässig, der für die Vermittlung der 
nach der Ausbildungsordnung erforderlichen Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertigkeiten 
notwendig ist. Ein regelmäßiger Einsatz von Auszubildenden in der Rufbereitschaft und im 
Nachtdienst ist nicht zulässig. Rufbereitschaft und Nachtdienst müssen bei Auszubildenden 
immer dem Ausbildungszweck dienen und es muss daher beim Nachtdienst ein Ausbilder 
anwesend sein.  
 

Feiertagsruhe  

 

Jugendliche dürfen an gesetzlichen Feiertagen (FeiertagsG BW) nicht beschäftigt werden. 
Darüber hinaus dürfen sie am 24. und 31. Dezember nicht nach 14.00 Uhr beschäftigt werden. 
Ausnahme ist auch hier der offizielle tierärztliche Notdienst (s.o.), wobei dies nicht gilt für 25. 
Dezember, 1. Januar, erster Osterfeiertag und 1. Mai (d.h. diese Tage sind für Jugendliche auf 
jeden Fall beschäftigungsfrei).   
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Verbot der Nachtarbeit 

 

Das JArbSchG verbietet die Nachtarbeit (§ 14 JArbSchG).  
Jugendliche dürfen nicht in der Zeit von 20.00 Uhr bis 6.00 Uhr beschäftigt werden.  
Vor 6.00 Uhr und nach 20.00 Uhr darf eine Jugendliche auch nicht im tierärztlichen Notdienst 
(Bereitschaftsdienst) tätig sein. 
 

Ruhezeiten (Tägliche Freizeit) 

 

Zwischen Ende der Tätigkeit und Arbeitsbeginn am nächsten Tag müssen zwingend  
12 arbeitsfreie Stunden liegen. 
 

Ruhepausen  

 

Jugendlichen müssen im Voraus feststehende Ruhepausen gewährt werden.  
 
Diese Ruhepausen müssen bei einer Arbeitszeit von täglich  

- 4,5 bis 6 Stunden mindestens 30 Minuten und  
- mehr als 6 Stunden mindestens 60 Minuten betragen.  

Eine Ruhepause ist spätestens nach 4,5 Stunden Arbeitszeit einzuräumen. 

Als Ruhepausen sind nur die Arbeitsunterbrechungen anzusehen, die zusammenhängend 
mindestens 15 Minuten betragen. Die Ruhepausen sollen nach Möglichkeit in einem 
besonderen Aufenthaltsraum erfolgen. Ein Pausenaufenthalt in Arbeitsräumen ist nur dann 
zulässig, wenn die Arbeit in diesen Räumen während dieser Zeit eingestellt ist und auch sonst 
die notwendige Erholung nicht beeinträchtigt wird. Eine Ruhepause ist nicht gegeben, wenn 
die Jugendliche beispielsweise in dieser Zeit das Telefon bedienen soll. 
 

 

2. Überstunden/ Minusstunden bei Auszubildenden (minderjährig/volljährig) 

 
Auszubildenden dürfen nur Verrichtungen übertragen werden, die dem Ausbildungszweck 
dienen. Daraus folgt, dass Überstunden bei Auszubildenden nicht vorgesehen sind.  
 
Sie sind vorrangig in der Ausbildungspraxis, um zu lernen, und nicht, um ein bestimmtes 
Arbeitspensum zu erfüllen. Auch Überstunden müssen bei Auszubildenden immer dem 
Ausbildungszweck dienen und es muss ein Ausbilder anwesend sein.  
 
Die vertraglich festgelegte Ausbildungszeit muss ausreichen, um die Ausbildungsinhalte im 
Ausbildungsbetrieb und in der Berufsschule zu vermitteln. Deshalb sind grundsätzlich weder 
Über- noch Minusstunden während der Ausbildungszeit zulässig. 

§ 17 Berufsbildungsgesetz (BBiG) legt fest, dass Überstunden bei Auszubildenden besonders 
zu vergüten oder in Freizeit auszugleichen sind. Dies bedeutet, dass den Auszubildenden ein 
Zuschlag zu zahlen ist, wenn die Überstunden ausgezahlt werden.  
 
 

Informationen zum Jugendarbeitsschutz (minderjährige Auszubildende) stellt das 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales in einer Broschüre als PDF zum Download zur  
Verfügung: www.bmas.de (Service/Publikationen/Broschüren/Klare Sache-
Jugendarbeitsschutz und Kinderarbeitsschutzverordnung) 
 

http://www.bmas.de/

